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le vin, alors que la teneur en alcool du vin est supérieure à la
teneur en alcool de la bière. Par ailleurs, l'auteur de l'initiative
relève que la Constitution fédérale autorise la Confédération
à percevoir un impôt sur la bière, mais ne l'y oblige pas.
Lors de sa séance du 13 novembre 2018, la Commission de
l'économie et des redevances a examiné cette initiative par-
lementaire dans un climat plutôt agréable et une bonne am-
biance, le thème étant tout de même sympathique. La com-
mission, malgré l'intérêt porté à la cause, vous propose par
16 voix contre 8 de ne pas donner suite à l'initiative. Une mi-
norité Tuena, comme vous l'aurez compris, propose d'y don-
ner suite.
Pour la majorité de la commission, l'abrogation de l'impôt sur
la bière profiterait principalement aux grandes brasseries ins-
tallées en Suisse. De fait, l'échelonnement du taux d'imposi-
tion en fonction de la quantité de bière produite, qui bénéfice
surtout aux brasseries de petite taille et de taille moyenne,
serait supprimé, alors que cet avantage fiscal se justifie par
les charges plus élevées qui incombent aux petites brasse-
ries en matière de personnel, d'investissement, de production
et de vente.
Pour les grandes brasseries, l'abrogation de l'impôt permet-
trait de libérer d'importants moyens qui pourraient conduire
à des réductions de prix ou être investis dans des activités
de marketing, la conclusion de contrats avec des établisse-
ments de restauration et des acquisitions. Cela pourrait avoir
des répercussions sur le marché global et sur les habitudes
de consommation de la population, ce qui pourrait provoquer
des réactions critiques dans les milieux de la prévention.
Cela étant, il faut avoir à l'esprit que l'impôt sur la bière s'ap-
plique de la même manière à la bière produite en Suisse et
à la bière importée – donc à la bière produite ailleurs. Les
grandes brasseries installées en Suisse ne subissent ainsi
pas de désavantage compétitif aujourd'hui.
En fait, le système d'imposition actuel est soutenu par les
milieux professionnels concernés en Suisse. Il rapporte à la
Confédération quelque 120 millions de francs par année. Il
prévoit des différenciations en fonction de la teneur en al-
cool des différentes bières et de la quantité de bière produite
par chaque brasserie. Bref, le système actuel n'est en réalité
contesté par personne. Il permet tant aux producteurs qu'aux
consommateurs de bière – et nous sommes nombreux dans
la salle – de s'adonner à leurs activités tranquillement, à l'abri
des critiques publiques.
La majorité de la commission vous invite à en rester au statu
quo et à ne pas donner suite à cette initiative.

Birrer-Heimo Prisca (S, LU), für die Kommission: Die WAK-
NR prüfte an ihrer Sitzung vom 13. November 2018 die par-
lamentarische Initiative Zanetti Claudio vor, die am 20. Sep-
tember 2017 eingereicht worden war. Die parlamentarische
Initiative verlangt, das Bundesgesetz über die Biersteuer vom
6. Oktober 2006 sei aufzuheben und somit die Biersteuer ab-
zuschaffen. Nach meiner Einschätzung kann ich Ihnen versi-
chern, dass alle Fraktionen an dieser WAK-Sitzung vertreten
waren, also die Weissweinfraktion, die Rotweinfraktion, die
Bierfraktion und vermutlich auch eine Fraktion einiger Spiri-
tuosenliebhaberinnen und -liebhaber. Dennoch beantragt Ih-
nen die WAK ganz klar mit 16 zu 8 Stimmen, der parlamen-
tarischen Initiative keine Folge zu geben. Eine Minderheit Tu-
ena, deren Vertreter Sie soeben gehört haben, beantragt, ihr
Folge zu geben.
Was hat denn die Kommissionsmehrheit überzeugt, und dies
durchaus in nüchternem Zustand? Für die Kommissions-
mehrheit würde die Aufhebung der Biersteuer ein bezüg-
lich Prävention falsches Signal aussenden und unerwünsch-
te Diskussionen auslösen. Gerade auch aus der Branche
selbst, aus der Bierbrauerbranche, kommt das Argument, oh-
ne Steuer würde das Billigbier noch billiger und damit die Prä-
vention infrage gestellt. Die Branche sieht hierin einen grös-
seren Schaden als in der Steuer. Risikoreiches sogenann-
tes Rauschtrinken bei Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen betrifft vor allem das Trinken von Bier und Spirituosen.
Ergänzend zu den Aussagen von vorhin möchte ich er-
wähnen, dass die Spirituosen aufgrund ihres Alkoholgehalts
selbstverständlich auch mit einer Steuer belegt sind. Die Auf-

hebung der Biersteuer wäre also nicht nur in Bezug auf die
Prävention ein falsches Signal, sondern auch im Hinblick auf
die gesellschaftlichen Kosten, die um solches Rauschtrin-
ken herum entstehen. Wie schon erwähnt, wird die Biersteu-
er auch in der Branche selber nicht infrage gestellt, da sie
durch ihre Abstufung Kleinbrauereien bessere Chancen gibt.
Denn dank der Mengenstaffelung profitieren kleine und mitt-
lere Brauereibetriebe von einer Steuerreduktion von bis zu 40
Prozent. Der Grossteil der Steuer wird von den ganz grossen
Brauereibetrieben entrichtet.
Die Biersteuer ist übrigens auch nicht einfach eine Bieridee
der Schweiz. Alle EU-Staaten haben eine Biersteuer. In der
Schweiz ist diese Steuer im Vergleich mit der EU moderat.
Sie bringt dem Bund aber – das sind die Zahlen von 2016 –
immerhin 113 Millionen Franken an Einnahmen. Diese Ein-
nahmen wären nach der Abschaffung der Steuer natürlich
auch nicht mehr vorhanden.
Die Kommissionsmehrheit anerkennt die Ungleichbehand-
lung des Biers gegenüber dem nichtbesteuerten Wein, sie
räumt aber deren Beseitigung keine Priorität ein. Die Kom-
missionsminderheit möchte die Diskriminierung des Biers be-
enden. Bier werde bereits über die Mehrwertsteuer besteu-
ert, und es sei nicht Aufgabe des Bundes, kleinere Brauerei-
en zu fördern. Durch die Abschaffung einer einmal eingeführ-
ten Steuer werde hier ausserdem ein Zeichen gesetzt.
Namens der klaren Kommissionsmehrheit bitte ich Sie, die-
ser parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben.

La presidente (Carobbio Guscetti Marina, presidente): La
commissione propone di non dare seguito all'iniziativa. Una
minoranza Tuena propone di darle seguito.
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Proposition de la minorité
(Marti Min Li, Aebischer Matthias, Arslan, Fehlmann Rielle,
Mazzone, Naef, Wasserfallen Flavia)
Donner suite à l'initiative

La présidente (Moret Isabelle, première vice-présidente):
Vous avez reçu un rapport écrit de la commission.

Hardegger Thomas (S, ZH): Meine parlamentarische Initia-
tive verlangt, dass eine Stockwerkeigentümergemeinschaft
obligatorisch einen Erneuerungsfonds führen muss. Damit
soll erreicht werden, dass einerseits die Eigentümerrechte
der Stockwerkeigentümer gewahrt werden, indem der Wert-
zerfall einer Liegenschaft verhindert wird. Damit können an-
dererseits aber auch die baulichen Erneuerungen gefördert
und Kosten gespart werden, indem mit Gesamtkonzepten
erneuert wird statt mit teuren Einzelmassnahmen. Letztlich
beugt dies auch der Verschuldung von Stockwerkeigentü-
mern vor.
Die Berichte in den Medien häufen sich, dass bauliche Er-
neuerungen in Stockwerkeigentümergemeinschaften behin-
dert werden, weil nicht alle Mitglieder mitziehen wollen. Der
Grund dafür ist, dass bei grossen Bauvorhaben ein qualifi-
ziertes Mehr notwendig ist. Dann stellen sich, gerade wenn
ein Erneuerungsfonds fehlt oder wenn er schwach dotiert ist,
grosse Probleme.
Stockwerkeigentümergemeinschaften gibt es seit 1965. Sie
sind ein grosser Erfolg. Ein Erneuerungsfonds ist aber nicht
vorgeschrieben. Das heisst, aus Spargründen wird häufig auf
eine langfristige Planung verzichtet. Jetzt, fünfzig Jahre spä-
ter, sind die Liegenschaften vieler Stockwerkeigentümerge-
meinschaften in die Jahre gekommen, und es zeigen sich
die Probleme. Schon unser ehemaliger Kollege Filippo Leu-
tenegger hat darauf aufmerksam gemacht, dass mit dem Ein-
stimmigkeitsprinzip Ersatzneubauten verhindert werden. Der
Bundesrat hat in seiner ablehnenden Stellungnahme zur Mo-
tion 12.3168 damals geschrieben: "Dem Bundesrat ist be-
wusst, dass das Thema in den nächsten Jahren an Aktualität
gewinnen wird." Wenn ein Erneuerungsfonds vorhanden ist,
noch besser, wenn er gut geäufnet ist, dann ist eine Zustim-
mung einfacher zu erreichen; umso mehr, weil damit auch
mittel- und langfristig Kosten gespart werden können.
Indem der Erneuerungsfonds obligatorisch ist, wird er auch
regelmässig Thema der Miteigentümerversammlung, und
das Bewusstsein für eine Auseinandersetzung mit der bau-
lichen Erneuerung wird geschärft. An einem Wertzerfall hat
niemand Interesse. Ein Eigentümer möchte doch eine gutun-
terhaltene Liegenschaft. Beim Stockwerkeigentum liegt das
aber nicht allein in den Händen des einzelnen Eigentümers.
Auch die anderen Besitzer greifen in die Eigentumsrechte
ein. Dort fehlt allenfalls das Interesse, Geld für die bauliche
Erneuerung einzusetzen. Ältere Besitzer und Besitzerinnen
finden, dass sich dann die nächsten Besitzer darum küm-
mern sollten, und Eigentümer, die sich ein Stockwerkeigen-
tum gerade knapp leisten können, ersparen sich die Einlage
gerne. Sie, als Eigentümerin oder Eigentümer, müssen dann
zusehen, wie die Liegenschaft an Wert verliert und der Sa-
nierungsbedarf immer grösser wird. Dazu kommt, dass im
Schadenfall die Eigentümer solidarisch haften, also auch für
die Anteile der Eigentümer, die nicht zahlen können. Natür-
lich kauft man mit der Wohnung auch die Nachbarn mit. Aber
mit meiner parlamentarischen Initiative lassen sich die Pro-
bleme minimieren.
In der Kommission wurde moniert, dass die parlamenta-
rische Initiative rechtssystematisch anders formuliert wer-
den müsste. Das mag so sein. Doch mit der Zustimmung
zur parlamentarischen Initiative in der ersten Phase anerken-
nen Sie den Handlungsbedarf, und in einer zweiten Phase
haben Sie Gelegenheit, sich der Rechtssystematik anzuneh-
men.
Darum bitte ich Sie, meiner parlamentarischen Initiative Fol-
ge zu geben.

Marti Min Li (S, ZH): Michael Rüegg schrieb in einer Glosse
in der "Republik" über Freud und Leid des Wohneigentums:
"364 Tage im Jahr bin ich glücklich in und mit meiner Woh-

nung. Nur an einem Tag kippt das Glück: Wenn wir uns al-
le treffen. Denn meine Wohnung gehört mir. Und Eigentum
verpflichtet zum Gang an die jährliche Stockwerkeigentümer-
Versammlung."
Besonders konfliktträchtig sind an diesen Stockwerkeigen-
tümer-Versammlungen Fragen der Sanierung der Liegen-
schaft, und zwar besonders dann, wenn eine Stockwerk-
eigentümer-Versammlung das Einstimmigkeitsprinzip kennt.
Ein einziger querulatorischer Eigentümer oder eine queru-
latorische Eigentümerin kann das ganze Vorhaben blockie-
ren. Ist kein Erneuerungsfonds vorhanden – und das ist auch
ein Problem –, so können Sanierungsarbeiten verzögert, viel-
leicht sogar verhindert werden, obwohl sie dringend nötig wä-
ren, weil sich einige der Eigentümer die Sanierung nicht lei-
sten können.
Aus diesem Grund schlägt der Initiant vor, den Erneuerungs-
fonds obligatorisch zu machen. Das wäre eigentlich im Inter-
esse aller Eigentümer, weil die Gemeinschaft so besser un-
vorhergesehene Investitionen tätigen könnte. Wie der Initiant
schon ausgeführt hat, ist das kein besonders linkes oder ra-
dikales Anliegen, sondern es wurde auch schon von anderer
Seite eingebracht, etwa vom ehemaligen freisinnigen Natio-
nalrat Filippo Leutenegger.
Die Minderheit der Kommission findet dieses Anliegen sinn-
voll, würde diese Angelegenheit gerne regeln und bittet Sie
darum, der parlamentarischen Initiative Hardegger Folge zu
geben.

Merlini Giovanni (RL, TI), per la commissione: Le dispo-
sizioni vigenti sulla proprietà per piani non prevedono in ef-
fetti l'obbligo di un fondo di rinnovamento. Tra le varie com-
petenze riservate all'assemblea dei comproprietari per pia-
ni, l'articolo 712m capoverso 1 cifra 5 CCS annovera però la
possibilità di deciderne la costituzione con la maggiorazione
semplice. Se tuttavia l'assemblea condominiale vi rinuncia, i
membri della comunione condominiale saranno tenuti a forni-
re ulteriori contributi finanziari, oltre a quelli ordinari, in caso
di un risanamento importante delle parti comuni dell'edificio.
Lavori di rinnovamento e di trasformazione diretti ad aumen-
tare il valore dell'immobile oppure a migliorarne il rendimen-
to o l'idoneità all'uso ai sensi dell'articolo 647d capoverso 1
CCS possono essere deliberati dall'assemblea condominiale
solo con la maggioranza di tutti i comproprietari che rappre-
sentano in pari tempo il maggior valore dell'immobile. Oc-
corre quindi la doppia maggioranza delle teste e delle quote
millesimali. Ciò vale quasi sempre in caso di risanamento
complessivo.
Secondo l'autore dell'iniziativa parlamentare e la minoranza
commissionale questa norma consentirebbe a coloro che si
oppongono ai progetti di risanamento complessivo di blocca-
re tutto, impedendo facilmente i lavori, a maggior ragione in
mancanza di un fondo di rinnovamento con il rischio di un
rapido deprezzamento del valore commerciale dello stabile.
La vetustà di molti edifici nel regime condominiale costruiti
negli anni Sessanta, Settanta e Ottanta renderebbe neces-
sari – sempre secondo l'autore dell'iniziativa e la minoranza
commissionale – interventi importanti di risanamento.
Se esistesse presso ogni comunione condominiale, in quanto
obbligatorio, un fondo di rinnovamento alimentato da contri-
buti regolarmente versati sin dalla costituzione della proprietà
per piani, risulterebbe molto più facile raggiungere la doppia
maggioranza nelle assemblee condominiali. Un fondo ob-
bligatorio e di rinnovamento permetterebbe così una pianifi-
cazione a lungo termine degli investimenti da effettuare ed
eviterebbe interventi episodici e scoordinati o addirittura un
crollo del valore dell'immobile.
L'esame dell'iniziativa parlamentare ha portato però la mag-
gioranza commissionale a raccomandare a questo Consiglio
con 15 voti contro 7 e 1 astensione di non darle seguito in
quanto non sussiste alcuna necessità di agire a livello legisla-
tivo. Attualmente l'amministrazione sta mettendo a punto un
rapporto che fa seguito al postulato Caroni 14.3832 il quale
chiede di esaminare se vi sia la necessità di una revisione del
CCS in tema di diritto della proprietà per piani. In tale conte-
sto la stessa amministrazione ha avuto modo di confrontarsi
con le proposte avanzate da singole voci della dottrina giuridi-
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ca, tra cui quella che auspica l'introduzione nella legge di una
pretesa giuridica giustiziabile tesa alla costituzione di un fon-
do di rinnovamento. Questa pretesa spetterebbe a qualsiasi
comproprietario nel caso in cui la comunione si sia rifiutata di
adottarne uno. Non sarebbe quindi sensato anticipare oggi
l'esito del rapporto quand'anche l'iniziativa in questione fosse
ritenuta meritevole di approfondimento. Ma anche a prescin-
dere di questo aspetto, l'iniziativa, così com'è elaborata, è nel
merito manifestamente inidonea ad ottenere lo scopo che il
suo autore intende conseguire.
La formulazione prevista intende infatti modificare l'articolo
712m capoverso 1 CCS che elenca attualmente le prerogati-
ve e gli ambiti di competenza deliberativa dell'assemblea dei
comproprietari per piani in quanto organo supremo della co-
munione condominiale. La collocazione della norma prevista
dall'iniziativa parlamentare non è corretta dal profilo della si-
stematica giuridica perché obbligherebbe l'assemblea ad isti-
tuire un fondo di rinnovamento anche contro la volontà della
maggioranza semplice dei comproprietari. Vi è quindi una
contraddizione in termini nel definire obbligatorio l'oggetto di
una scelta che rientra invece nelle facoltà e non negli obbli-
ghi dell'assemblea condominiale. Un tale obbligo risulterebbe
peraltro sproporzionato e oltretutto eccessivamente indiffe-
renziato nella misura in cui prescinderebbe dal tipo di edificio,
dal numero dei membri che formano la comunione, dallo sta-
to e dalle dimensioni dell'immobile, dal suo grado di vetustà,
dal tipo di costruzione, dalla sua destinazione e dal suo uso.
Proprio per tener conto adeguatamente di tutte queste diver-
se costellazioni il legislatore ha voluto astenersi dall'imporre
l'obbligo di un fondo di rinnovamento preferendo rispettare il
principio di autonomia privata a cui peraltro si ispira la logica
del nostro codice civile.
D'altra parte non si può neppure ritenere, come sembra
suggerire l'autore dell'iniziativa parlamentare, che gli immo-
bili assoggettati al regime della proprietà per piani siano
mantenuti meno bene di quelli che invece non vi sono as-
soggettati. Nessuna evidenza e prova statistica suffraga
una simile ipotesi. Spetta dunque a ogni singola comunione
di comproprietari, e non già allo Stato con una regola gene-
rale e astratta, di valutare le esigenze specifiche dell'edificio
in questione ed eventualmente pronunciarsi circa la costitu-
zione di un fondo di rinnovamento, tenendo conto di tutt'una
serie di criteri. Un obbligo legale sarebbe a questo proposi-
to del tutto inopportuno in quanto metterebbe sotto tutela la
comunione condominiale senza alcuna giustificazione.
Vi chiedo pertanto di seguire la maggioranza commissionale
e di non dare seguito a quest'iniziativa parlamentare.

Egloff Hans (V, ZH), für die Kommission: Vorab weise ich
auf meine Interessenbindung als Präsident des Hauseigen-
tümerverbandes Schweiz hin. Ich spreche hier aber als Be-
auftragter der Kommission für Rechtsfragen.
Die parlamentarische Initiative Hardegger "Bauliche Erneue-
rungen im Stockwerkeigentum. Blockaden verhindern" ver-
langt eine Ergänzung der gesetzlichen Bestimmungen zum
Stockwerkeigentum. Diese sieht vor, dass die Versammlung
der Stockwerkeigentümer insbesondere die Befugnis erhält,
über die Schaffung eines obligatorischen Erneuerungsfonds
für Unterhalts- und Erneuerungsarbeiten, die Höhe der Ein-
lagen und das Reglement zur Verwaltung des Erneuerungs-
fonds zu befinden.
Die Kommission für Rechtsfragen beantragt Ihnen mit 15
zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung, dieser parlamentarischen
Initiative keine Folge zu geben. Die Befugnis der Eigentü-
merversammlung, die der Initiant im Gesetz verankern will,
kommt der Versammlung bereits heute zu. Mit der Bestim-
mung ist ausser einer Verlängerung des Wortlautes des Ge-
setzes nichts gewonnen. Eine gesetzliche Bestimmung, die
der Eigentümerversammlung etwas ermöglicht, was sie be-
reits heute regeln darf, wenn sie das will, schafft höchstens
Verwirrung.
Die gesetzlichen Regelungen zum Stockwerkeigentum
schaffen lediglich Rahmenbedingungen, innerhalb welcher
sich die Gemeinschaften eine auf sie abgestimmte Ordnung
geben können. Damit trägt der Gesetzgeber der Tatsache
Rechnung, dass die Gemeinschaften äusserst unterschied-

lich sind – unterschiedlich hinsichtlich der Art der Eigentümer,
der Zahl der Eigentümer, der Grösse der Areale und auch
der Nutzung. Sodann sind das Alter der Gebäude, die Bau-
art und der Zustand bei jeder Stockwerkeigentümer-Über-
bauung anders. Entsprechend unterschiedlich ist auch der
finanzielle Bedarf für die künftige Werterhaltung der Liegen-
schaften im Stockwerkeigentum, und daher lässt auch die
Höhe des Erneuerungsfonds nicht direkt darauf schliessen,
inwieweit dieser künftige Sanierungsvorhaben für die kon-
krete Liegenschaft tatsächlich zu decken vermag. Es kommt
hinzu, dass etwa finanzkräftige Stockwerkeigentümer nicht
zwingend ein Interesse am Anlegen von grossen gemein-
schaftlichen Fonds haben, sondern die Kosten für Sanierun-
gen lieber mit den ordentlichen Gemeinschaftskosten direkt
tragen. All diesen unterschiedlichen Konstellationen trägt das
geltende Recht mit der relativ grossen Privatautonomie der
Gemeinschaft Rechnung.
Noch ein Hinweis: Vom Initianten wie auch von der Vertrete-
rin der Minderheit wurde moniert, dass es einige oder viele
Stockwerkeigentümergemeinschaften gebe, die einen hohen
Sanierungsbedarf bei ihren Liegenschaften hätten. Gebäu-
de in Stockwerkeigentum sind nicht besser oder schlechter
unterhalten, als das bei Gebäuden mit anderen Eigentums-
formen der Fall ist. Ich bin überzeugt: Sie können durch die
Strassen gehen und werden nicht – jedenfalls nicht einfach –
feststellen können, welche Eigentumsform jetzt für eine Lie-
genschaft gilt, sei es Stockwerkeigentum, seien es institutio-
nelle Anleger oder eben andere Eigentümer. Das Problem
sind nicht oder nicht nur der Erneuerungsfonds bzw. die Mit-
tel für die Sanierungen, sondern das Problem sind insbeson-
dere die Beschlussfassung und die nötigen Quoren. Dafür
bietet die parlamentarische Initiative keine Lösung.
Ich wiederhole daher den Antrag der Kommission für Rechts-
fragen: Sie bittet Sie mit 15 zu 7 Stimmen bei 1 Enthaltung,
der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben.

La présidente (Moret Isabelle, première vice-présidente):
La commission propose de ne pas donner suite à l'initiative.
Une minorité Marti propose de donner suite à l'initiative.

Abstimmung – Vote
(namentlich – nominatif; 17.476/18178)
Für Folgegeben ... 51 Stimmen
Dagegen ... 132 Stimmen
(0 Enthaltungen)
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Amtliches Bulletin der Bundesversammlung


